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Beschluß zur Sperrung I Termine für die 
Rückmeldung von HochschullehrersteIlen 

Nachdem der Ständige Haushaltsausschuß der 
Universität Frankfurt in seiner Sitzung am 27. 
11. 1975 zunächst einem Antrag des Präsiden
ten zur Umsetzung und Sperrung von freien 
bzw. freiwerdenden Hochschullehrstellen nicht 
zugestimmt hatte, beschloß er in seiner Sitzung 
am 18. 12. 1975 einen modifizierten Antrag des 
Präsidenten. Die beschlossene Vorlage unter
scheidet sich von der ersten · im wesentlichen 

dadurch, . daß differenziert festgelegt wird, zu 
welchem Zweck eine Stelle gesperrt wird: 1. 
zugunsten der Umsetzung in die Gesamthoch
schule Kassel, was vom Kultusminister beab
sichtigt ist, 2. zugunsten der Besetzung von 
Dozenturen, um die durch die hessische Perso
nalstruktur gefährdete Nachwuchsförderung zu 
sichern, 3. zugunsten neuer Studiengänge, die 
berufsbezogen sein sollen. 

In diesen Tagen werden die Rückmeldeunterlagen an die 
Studenten der Universität Frankfurt verschickt. Wiederum 
besteht die Wahl zwischen der schriftlichen und der per
sönlichen Rückmeldung beim Sekretariat der Universität. 
Die persönliche Rückmeldung ist ab Zugang der Unterlagen 
bis einschließlich zum 13. Februar 1976 möglich. Die schrift
liche Rückmeldung ist in der Zeit vom 16. Februar bis zum 
10. März möglich. 
Um einen reibungslosen Arbeitsablauf zu gewährleisten, 
bittet das Sekretariat wie in den vergangenen Semestern 
alle Studenten, sich möglichst bald zurückzumelden. Dies 
liegt auch im eigenen Interesse der Studenten, die dadurch 
entweder langes Schlangestehen vor dem Sekretariat oder 
aber lange Wartezeiten bis zur Rüsksendung ihrer Unter
lagen vermeiden können. Diejenigen, die sich schriftlich 
zurückmelden, werden gebeten, das auf dem Datenspiegel 
eingedruckte Datum der Einsendung ihrer Unterlagen zu 
beachten. Ferner wird empfohlen, das den Unterlagen bei
gefügte Informationsblatt genau zu lesen. 

Die Beschlüsse haben folgen
den Wortlaut: 
<D "Für die im folgenden auf
gezählten H 2-Professoren
stellen wird eine Besetzungs
sperre ausgesprochen, die zum 
Ziel hat, die vom Kultusmini
sterium geforderte Stellenum
setzung nach Kassel zu er
möglichen. Der Kultusminister 
wird aufgefordert, eine 
Rechtsgrundlage für die beab
sichtigte Umsetzung nach 
Kassel vorzulegen bzw. zu 
schaffen. . 
Im Zusammenhang mit diesen 
zu erwartenden Stellenumset
zungen nach Kassel weist der 
Haushaltsausschuß noch ein
mal eindringlich darauf hin, 
daß diese Stellenumsetzungen 
Verminderungen der Kapazi
tät der Universität Frankfurt 
am Main zur Folge haben 
werden. Diese sind in einer 
ohnehin mit Studienplätzen 
unterversorgten Region seiner 
Auffassung nach nur schwer 
vertretbar. Er geht davon aus, 
daß an der Gesamthochschule 
Kassel mit Hilfe dieser Stel
len eine Kapazität geschaffen 
wird, die zumindest so groß · 
ist wie die in Frankfurt abge
zogene." 
Von dieser Besetzungspserre 
werden erfaßt: 4 H 2-Profes
suren im Fachbereich Rechts
wissenschaft, 3 H 2-Professu
ren im Fachbereich Wirt
schaftswissenschaften, 3 H 2-
Professuren im Fachbereich 
Gesellschaftswissenschaften, 3 
H 2-Professuren im Fachbe
reich Erziehungswissenschaf -
ten, 4 H 2-Professuren im 
Fachbereich Neuere Philologi
en, 2 H 2-Professuren im Fach
bereich Mathematik, 1 H 2-
Professur im Fachbereich 
Physik und 1 H 2-Professur 
im Fachbereich Chemie. 
@ "Bis auf weiteres werden 
die bisher nicht zugewiesenen 
Dozenturen neuer Art, die im 
folgenden genannten H 2-Pro
fes suren und die nach diesem 
Beschluß freiwerdenden H 2-
Professuren gesperrt. Als frei
werdend gelten auch bisher 
unterbesetzte Professuren 
nach Ablauf des derzeitigen 
Arbeitsverhältnisses und Pro
fessuren, bei denen eine Beru-

Die nächste Ausgabe von 
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erscheint am 22. Januar 
1976. Redaktionsschluß ist 
der 16. Januar, in Aus
nahmefällen auch später. 
UNI-REPORT steht im 
Rahmen seiner Möglich
keiten' allen Universitäts
mitgliedern für Veröffent
lichungen zur Verfügung. 

fung trotz vorliegender Liste 
nicht erfolgt. 
Der Haushaltsausschuß behält 
sich eine Freigabe bzw. eine 
Umsetzung dieser Professuren 
in der Regel zur Besetzung 
mit Dozenten vor. Auf diese 
Art und Weise soll eine Be
schäftigungsmöglichkeit für 
solche wissenschaftliche Mit- . 
arbeiter geschaffen werden, 
die einerseits die Qualifikati
onsvoraussetzungen für den 
Dozenten erfüllen und deren 
Arbeitsvertrag entweder aus
gelaufen ist oder im Laufe des 
Jahres 1976 ausläuft. 
Der Präsident wird aufgefor
dert, die Fachbereiche über 
ilip"f'n Beschluß 7U infnrmie
ren und sie zu bitten, Anträge 
auf Zuweisung von Stellen für 
diesen Zweck zu stellen. Der 
Haushaltsausschuß behält sich 
vor, über entsprechende Frei
gabeanträge der Fachbereiche 
bzw. Umsetzungsanträge des 
Präsidenten für diesen Zweck 
zu entscheiden. Der Präsident 
wird gebeten, beim Kultusmi
nisterium die Zustimmung für 
ein derartiges Verfahren zu 
erreichen. " 
Zum gegenwärtigen Zeitpunkt 
werden hiervon erfaßt: 
1 H 2-Professur im Fachbe
reich Wirtschaftswissenschaf -
ten, 2 H 2-Professuren im 
Fachbereich Neuere Philologi
en, 1 H 2-Professur im Fachbe
reich Mathematik sowie eine 
Reihe bisher nicht zugeordne
ter Dozenturen neuerer Art. 
® "Für die im folgenden auf
geführten ProfessorensteIlen 
wird eine Ausschreibungs
und Besetzungssperre ausge- . 
sprochen. Stellen, bei denen. 
das Vorschlagsrecht des Prä
sidenten für . einen Umset
zungsvorschlag besteht, wer
den nicht ausgeschrieben. 
Ausnahmeanträge der Fach
bereiche werden für diese 
Stellen nicht an den Kultus
minister weitergeleitet. 
Bei Stellen, in denen dieses 
Recht des Präsidenten nicht 
besteht, wird der Präsident 
beauftragt, eventuellen Aus
nahmeanträgen der Fachbe
reiche ein Votum beizugeben, 
in dem die Überlegungen zur 
Kapazität der entsprechenden 
Lehreinheit, die der Präsident 
seinem Sperrvorschlag zu
grunde legt, ausgeführt wer
den. In diesem Votum wird 
der Kultusminister gebeten, 
die Stellen zur Neuverwen
dung in dem bisherigen oder 
einem anderen Fachbereich in 
der Universität zur Verfügung 
zu stellen. 
Der Haushaltsausschuß steht 
auf dem Standpunkt, daß es 
notwendig ist, einerseits Eng
paßkapazitäten auszubauen, 

andererseits das Ausbildungs
angebot durch die Einführung 
neuer Studiengänge zu verän
dern. Der Haushaltsausschuß 
fordert den Präsidenten auf, 
spätestens bis zum Beginn des 
Sommersernsters 1976 Vor
schläge für eine Neuverwen
dung dieser Stellen zu unter
breiten." . 

(Fortsetzung auf Seite 3) 

Die Belegfrist ist losgelöst von ·der Rückmeldung. Sie ist 
auf den 20. April 1976 bis 25. Mai 1976 festgesetzt worden. 
Das Sommersemester 1976 beginnt am 1. April (ebenso I1I 
Vorlesungsbeginn) . 

Fachbereich Humanmedizin: 

Dekanatsübergabe 
Nach viereinhalb Jahren schied der erste nach dem neuen Hessi
sehen Universitätsgesetz (HUG) gewählte Dekan des Fachbereichs 
Humanmedizin der Universität Frankfurt, Prof. Dr. Otto Hövels, 
aus dem Amt, um wieder als Arzt und Wissenschaftler im Zen· 
trum der Kinderheilkunde tätig zu werden. Seine Amtszeit, in der 
er von den beiden Prodekanen, Prof. Dr. Hans J. Müller und Prof. 
Dr. Peter A. Fischer unterstützt wurde, gehörte zu den entschei
denden Reformperioden in der Universitätsmedizin. 

Denn gleichzeitig mit der 
durch das HUG notwendig ge
wordenen organisatorischen 
Umstrukturierung, die eine 
Reform der Personal struktur 
beinhaltete, mußte auch die 
"einschneidenste Studienre
form seit mehr als hundert 
Jahren" gemäß der neuen Ap
probationsordnung für Ärzte 
durchgeführt werden. Unter 
dem Dekanat von Prof. Hövels 
wurden ,diese Aufgaben nicht 
nur zügig, sondern auch in 
vorbildlicher Weise erfüllt. 
Dieses anerkennende Lob 
wurde nicht erst bei der feier
lichen Dekanatsübergabe am 
17. Dezember 1975, bei der der 
Hessische Kultusminister 
Hans Krollmann, Universi
tätspräsident Prof. Dr. Hans 
Jürgen Krupp und der Ehren
senator Dr. med. h.c. Friedrich 
Sperl sprachen. 
Zur Begrüßung versicherte 
der neue Dekan und ehemali - . 
ge Prodekan Prof. Müller, daß · 
er die von ihm mitgetragene 
Politik seines Vorgängers 
fortsetzen werde. Er wies dar
auf hin, daß der Fachbereich 
die Dekanatsübergabe zum 
Anlaß nehme, der Verpflich
tung zur Selbstdarstellung 
nachzukommen. Dies tat zum 
Abschluß der Veranstaltung 
Prof. Hövels, indem er die 
Entwicklung der vergangenen 
viereinhalb Jahre skizzierte. 
Die wichtigsten Passagen ·sei
ner Ansprache werden in der 
nächsten Ausgabe des ,.Uni
Report" v:eröffentlicht. 

Kultusminister Hans Kroll
mann kündtige nach der aus
führlichen Würdigung der 
Verdienste des scheidenden 
Dekans an,. daß der Fachbe
reich in absehbarer Zukunft 
nicht mit einem Zuwachs von 
Planstellen rechnen könne 
und daß sich die Bautätigkeit 
verlangsamen werde. Er deu
tete ferner an, daß schwierige 
Probleme auf den neuen De
kan zukommen werden, da 
dem Fachbereich "angemutet" 
werden müsse, unter Wahrung 
angemessener und notwendi
ger Forschungstätigkeit seine 
Ausbildungskapazität voll 
auszuschöpfen. 
Präsident Krupp stellte als 
besondere Leistungen heraus, 
daß der scheidende Dekan mit 
Hilfe der beiden Prodekane in 
einer begrenzten Zeit ein Re
förmwerk vollbracht habe, 
ohne dabei die Dimension des 
Machbaren aus den Augen zu 
verlieren, ohne sich in einem 
"Wust von Interessenkollision 
von seinen Vorstellungen ab
bringen zu lassen, und dabei 
eine Lösung herbeigeführt 
habe, die beispielhaft für die 
Organiation und Verwaltung 
von Kliniken sein kann. Der 
Fachbereich Humanmedizin 
habe in den letzten Jahren in 
überzeugender Weise gezeigt, 
daß er auch ohne staatliche 
Eingriffe in der Lage ist, 
sach- und funktionsgerechte 
Lösungen zu finden. Die ganze 
Universität habe zu danken, 
daß dadurch ein Beweis für 

die Legitimation von Hoch
schulautonomie erbracht wur
de. 
In diesem Zusammenhang 
ging Krupp auf anstebende 
Probleme und auf sich ab
zeichnende gefährliche Ent
wicklungen des Bildungssy
stems ein. Als gravierendes 
Problem in Hessen, das einer 
schnellen Lösung bedürfe, 
nannte er die Stellung · des 
wissenschaftlichen N achwuch
ses, dem keine Beschäftigungs
chance mehr gegeben werden 
kann. Er hoffe, daß durch das 
gerade verabschiedete Hoch
schulrahmengesetz, das im 
übrigen nicht mehr als Re
formgesetz bezeichnet werden 
könne, hier schnell Abhilfe 
geschaffen werde. Krupp ap
pellierte nachdrücklich an den 
Hessischen Landtag, zumin
dest in bezug auf die Personal
struktur schnell Maßnahmen 
zu ergreifen. 
Als Gefahr für die bisher 
durchgeführten Reformen und 
ihre Fortsetzung nannte Krupp 
die drastischen Reduzierungen 
der finanziellen Mittel für die 
Universität. Schon für das 
kommende Sommersemester 
mußten aus diesem Grunde 
die Studienplätze vermindert 
werden. Für ' die Kliniken 
werde eine Reduzierung des 
Leistungsangebots in der Ge
sundheitsversorgung unver
meidbar. 
Ferner kri tisierte Krupp die 
schematischen Kürzungen von 
PersonalsteIlen durch die 
Landesregierung, womit die 
Planungsfähigkeit der Univer
sität und damit ihre Autono
mie beeinträchtigt werden. Er 
hoffe, daß durch weitere Zu
sammenarbeit zwischen Uni
versität und Landesregierung 
flexible Wege gefunden wer
den, um dem hier liegenden 
Dilemma zu begegnen. 
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Ausbildungssituation im Fachbereich 3 
Ende November hat der Fach
bereich 3, Gesellschaft~.wis~en
schaften eine ausfuhrhche 
Stellungnahme zu der Aus~il
dungssituation im FachbereIch 
und zu den Stellenumset
zungsplänen herausgegeben. 
Die folgende Fassung ~~t ge
kürzt und insofern verandert, 
als die damals nur befürchtete 
universitäre Stellensperre 
nunmehr verschärft vom 
Ständigen Ausschuß III be
schlossen wurde. 
Am 18. Dezember 1975 hat der 
StA III u. a. beschlossen, 6 
Professorenstellen (3 H 2, 1 H 
3 2 H 4) des FB 3 zu sperren. 
Zu diesem Beschluß nimmt 
der FB 3 wie folgt Stellung: 

1. Numerus clausus und Stel· 
lensperre 

Angesichts der wachsenden 
Zahl der trotz überfüllter 
Schulklassen arbeitslos~n 
Lehrer und angesichts der FI
nanzkrise des Landes hat der 
Kultusminister erstmals zum 
WS 1975/76 den Numerus 
clausus für alle Lehrerstu
diengänge an den Universitä
ten in Hessen verordnet. Da
bei ging der Kult.usminist~r 
nicht allein von rem kapazI
tä tsrechnerischen über legun
gen aus; vielmepr sind die 
festgesetzten Aufnahmequoten 
für Lehrerstudiengänge 
künstlich dadurch besonders 
niedrig gehalten wQrden, daß 
der Kultusminister willkürlich 
den Anteilsatz der neuaufzu
nehmenden Lehrerstudenten 
an der Gesamtzahl aller a~f
zunehmenden Studenten in 
den lehrerbildenden Fachbe
reichen gesenkt hat. Da ~as 
Kultusministerium rechthch 
gezwungen ist, die rechnerisch 
vorhandenen Kapazitäten voll 
auszunutzen, sind als Folge 
davon ebenso willkürlich die 
Aufnahmequoten im FB 3 
(bzw. die Gesamtzahl der in 
einem Studiengang vom FB zu 
betreuenden Studenten) für 
Diplom-Soziologen · und 
Hauptfach-Politologen dra-
stisch erhöht worden. 
Gleichzeitig hat die Landesre
gierung durch ihre Beschlüsse 
zur Stellenbewirtschaftung die 
Wiederbesetzung von Hoch
schullehrersteIlen dadurch 
stark erschwert, . daß erst die 
Ausnahme einer Stelle beim 
Kultusminister beantragt wer
den muß. Für die gegenwärtig 
bildungspolitische Situation in 
Hessen ist kennzeichnend, daß 
der Finanzminister über die 
Freigabe entscheidet. 
Diese Stellensperre des Lan
des trifft den FB 3 besonders 
hart. Von den insgesamt 52 
Planstellen für Hochschulleh
rer sind gegenwärtig 12 Stel
len gesperrt, weil sie eben 
erst frei geworden sind .oder 
weil die Wiederbesetzungsver
fahren noch nicht abgeschlos
sen werden konnten. 

2. Die Ausbildungssituation 
am Fachbereich 3 wird ver
schlechtert 

Läßt man sich auf die Logik 
der Kapazitätsplanung ein, so 
ist zunächst einmal bemer
kenswert, daß sie von der ge
genwärtigen Lehrkapazität als 
dem befriedigenden Normal
fall ausgeht. Sie ignoriert, 
daß diese Normalität in perso
neller und materieller Hin
sicht bereits in Wirklichkeit 
unzumutbare Studienbedin
gungen darstellt, die seit Se
mestern nur mühsam und un
ter unzumutbarem Aufwand 
seitens der Studenten und der 
Lehrenden verwaltet wird. 
Eben dieses Chaos aber soll 
festgeschrieben werden; fak
tisch wird es weiter ver
schärft. 
Diese Verschärfung ist erstens 
praktische Folge einer irrealen 
Annahme der Kapazitätsbe-

Gesamthochschule Kassel vor
läufig gestoppt werden. 
Inzwischen hat das HKM mit
geteilt, daß die Universität 
Frankfurt daher 21 Hoch
schullehrersteIlen an die Uni
versität Kassel wird abgeben 

heitsverhältnisse an dieser 
Universität nicht zuungunsten 
von jenen (insbesondere natur
wissenschaftlichen) Fachberei
chen verlaufen kann, die die 
Mehrheitsfraktion des Präsi
denten bilden. 

rechnungen. Die sog. Pla
nung geht . von den Regelstu
dienzeiten der einzelnen Stu
diengänge aus, aus denen sich 
eine bestimmte Abgangsquote 
pro Semester errechnen läßt. 
Die faktische Abgangsquote 
ist aber weitaus niedriger als 
die rechnerische. Eben hierin 
drückt sich die Tatsache aus, 
daß unter den gegenwärtigen 
Bedingungen von einem nor
malen Studium an diesem 
Fachbereich keine Rede sein 
kann. 

müssen. Darüber hinaus 4. Einschränkung kritischer 
besteht die Gefahr, daß weite- Gesellschaftswissenschaften? re gegenwärtig gesperrte Stel-

Die formal den Kapazitätsbe
rechnungen zugrunde gelegten 
Studienordnungen stellen nur 
das Minimum dessen dar, was 
für ein inhaltlich und wissen
schaftlich legitimierbares Stu
dium notwendig ist. Das fakti
sche Studienverhalten der 
Studenten belastet den Fach
bereich kapazitätsmäßig er
heblich mehr. Sollen daher 
die in der KapVO festgelegten 
Regelstudienzeiten eingehal
ten werden, so wäre das nur 
um den Preis einer unerträg
lichen Senkung des Ausbil
dungsniveaus möglich. 
Durch die faktische Erhöhung 
der Studentenzahlen wird also 
die Lehrkapazität des Fachbe
reichs weiter eingeschränkt, 
die Studiensituation weiterhin 
verschlechtert. 
Zweitens unterstellt die Ka
pazitätsplanung eine prinzi
pielle Austauschbarkeit des 
Lehrangebots am Fachbereich. 
Man reduziert die Zahl der 
Lehrer, erhöht entsprechend 
die Zahl der Soziologen und 
Politologen und berücksichtigt 
in keiner Weise, ob nicht etwa 
auch im FB 3 Schwerpunkte 
im Lehrangebot der einzelnen 
Lehrenden existieren. Natür
lich ist mit der Umschichtung 
der Studiengänge folgender, 
für die Ausbildungsbedingun
gen gravierender Effekt ver
bunden: besonders jene Ver
anstaltungen, für die sich vor 
allem Soziologen und Politolo
gen interessieren, werden 
durch die Füller neuer Stu
denten jetzt endgültig funkti
onsunfähig gemacht, weil 
nicht genügend Lehrpersonal 
zur Verfügung steht; gleich
zeitig bleibt die Lage der Se
minare für höhersemestrige 
Lehrerstudenten so miserabel 
wie zuvor. Beide Veranstal
tungstypen bauen auf inte
grierten Grundkursen auf, de
ren geringe personelle Aus
stattung (Lehrende und Tuto
ren) von vornherein auch das 
sinnvollste Konzept zum 
Scheitern verurteilen. 
Drittens hat die planerische 
Annahme von der prinzipiel
len Austauschbarkeit des 
Lehrangebots zur Folge, daß 
auch die Prüfer als austausch
bar gelten. Die Unterlagen der 
Prüfungsämter zeigen aber et
was völlig anderes. In be
stimmten Studienschwerpunk
ten mit hoher Frequenz wird 
zunehmend das Recht der 
Studierenden gefährdet, sich 
bei demjenigen Dozenten prü
fen zu lassen, der wegen der 
Thematiken seiner Lehrange
bote als zuständig und kompe
tent gilt und bei dem studiert 
worden ist. 
Diese hier nur in aller Kürze 
genannten Resultate "planvol
ler" Hochschulentwicklung 
hat nun aber nicht etwa eine 
Aufstockung der Personalmit
tel zur Folge, sondern die 
Landesregierung beabsichtigt 
zusätzliche Kürzungen (wiss. 
Mitarbeiter, Tutorenmittel, 
Lehrauftragsmittel). 

len aus finanzpolitischen 
Gründen gestrichen werden. 
In dieser Situation sind durch 
den Beschluß des StA III zu
sätzlich zu den an Kassel ab
zugebenden Stellen weitere 
Stellen (im FB 3: eine H 3, 
zwei H 4) inneruniversitär ge
sperrt worden. 
Diese Stellen sollen nach Mei
nung des Präsidenten zur Ein
richtung neuer Studiengänge 
genutzt werden. Dies ~ält de.r 
Präsident für notwendIg, weIl 
zu befürchten sei, daß weitere 
Stellen der Universität Frank
furt gestrichen würden, wenn 
sie nicht in Studiengängen 
ohne zu große überkapazitä
ten bzw. in Studiengängen, 
für deren Absolventen ein ge
sellschaftlicher Bedarf beste
he, angesiedelt seien. 
Einen gesellschaftlichen Be
darf glaubt der Präsident 
feststellen zu können für Psy
chologen, Absolventen ei~es 
Kurzstudiengangs WIrt-
schaftswissenschaften für 
Dolmetscher und übersetzer, 
für Mikro-Biologen und für 
Datenverarbeiter. 
Nun ist auch dem Präsidenten 
sehr wohl bekannt, daß ge
genwärtig die Arbeitsmarktla
ge für Akademiker insgesamt 
sehr schlecht ist, daß ein neu
er Studiengang Wirtschafts
wissenschaften (für den er ei
nen Großteil der umzusetzen
den Stellen verwenden will) 
die Arbeitsmarktlage im so
zial- und wirtschaftswissen
schaftlichen Bereich noch 
weiter verschlechtern würde 
(hohe Austauschbarkeit ~er 
Arbeitsplätze zwischen SOZIO
logen,· Politologen, Wirt
schaftswissenschaftlern J ur i
sten und Diplomkaufleuten), 
daß die Wirtschaft bisher auf 
Kurzstudiengänge nur sehr 
zurückhaltend reagiert hat, 
daß sowieso ' der wesentliche 
Arbeitgeber für Akademiker 
nach wie vor der Staat ist und 
daß insgesamt alle Versuche, 
auch nur einigermaßen plau
sible oder realitätsgerechte 
Prognosen über die Arbeits
marktentwicklung in spezifi
schen Bereichen, als geschei
tert angesehen werden müs
sen. Unter dem Gesichtspunkt 
des gesellschaftlichen Be-
darfs spricht also für den Ab
zug der Stellen aus dem Fach
bereich Gesellschaftswissen
schaften nicht mehr als eine 
behauptete Plausibilität in
nerhalb der gegenwärtig vor
herrschenden SPD~Bildungs
politik, ob sie nun vom Bun
deskanzler Schmidt (" ... Wir 
brauchen nicht Tausende auf 
den hauptamtlichen Beruf des 
Soziologen vorbereiteter aka
demischer Absolventen.") oder 
vom sozialdemokratischen 
Präsidenten der Universität 
geäußert wird. Selbst das Ver
bot des Bundesverfassungsge
richts einen Numerus clausus 
mit 'Bedarfsgesichtspunkten 
zu begründen, "da eine aus
schließliche Ausrichtung an 
den ohnehin schwierigen Be
darfsermittlungen auf eine 
unzulässige Berufslenkung 
und Bedürfnisprüfung hinaus
laufen könnte", kann diesen 
Standpunkt offensichtlich 
nicht relativieren. Das Vorha-

3. Die Stellenumsetzungspläne ben des Präsidenten, dem 
des Präsidenten Fachbereich 3 Stellen zu 
Entsprechend den Koalitions
absprachen zwischen SPD und 
FDP bei der Bildung der jet
zigen Landesregierung soll 
der weitere Ausbau der Hoch
schulen mit Ausnahme <Jer 

streichen, scheint also andere 
Gründe zu haben. Einer davon 
ist, daß die drohende Stellen
streichung durch den Kultus
minister durch die Universität 
Kassel angesichts der Mehr-

Es zeigt sich: die gegenwärtig 
sich vollziehende Verschlech
terung der Ausbildungssitua
tion im Fachbereich 3 ist 
nicht etwa ausschließlich Fol
ge der Logik eines die Empi
rie der Hochschulausbildung 
ignorierenden Planungsinstru
ments. Vielmehr verbergen 
sich die hochschul politischen 
Argumente und Zielsetzungen 
des Kultusministers und des 
Präsidenten hinter dem be
ständigen Rekurs auf Rege
lungen und mathematische 
Notwendigkeiten der KapVO. 
Die künstlich geschaffene, 
fiktive überkapazität des FB 
3 die angesichts überfüllter 
Seminare für die gegenwärti
ge Situation festzustellen zy
nisch ist, wird nun benutzt, 
um in einer konzertierten Ak
tion des HKM und des Präsi
denten und seiner entspre
chenden Ausschußmehrheiten 
durch Stellensperren und 
Stellenumsetzung unabdingbar 
notwendige Ausbildungskapa
zität dem FB wegzustreichen. 
Jedes strukturelle Argument 
des FB 3 zur gegenwärtigen 
Situation wurde bisher vom 
Präsidenten negiert: 
Auf eine ausführliche Begrün
dung des Fachbereichs zum 
"gesellschaftlichen ~eda.rf" 
und zur beruflichen SItuatIOn 
von Sozial wissenschaftlern 
insbesondere im Vergleich zu 
Wirtschaftswissenschaftlern 
reagiert er mit Hinweisen auf 
die fiktiven, empirisch nicht 
nachweisbaren überkapazitä
ten und den Druck des HKM 
und dessen Stellenstrei
chungswünschen. Er ist je
doch nicht bereit, seine an
geblichen Stellen rettungs pläne 

' (Einrichtung neuer Studien
gänge) auch . nur mit einem 
Satz zu legitimieren. Im Ge
genteil: Er gibt zu, auch für 
die von ihm vorgeschlagenen 
Studiengänge den gesell-
schaftlichen Bedarf nicht 
nachweisen zu können. 
Die Absicht des Fachbereichs, 
noch bis zu Ende des WS 
75/76 berufsorientierte Studien
schwerpunkte durch eine neue 
Prüfungsordnung zu veran
kern, um den vom Präsiden-

Freitag., 9. Januar 
V 0 I k m a r F r i t z, Mainz.: 
Die Grabungen auf der Khirbet 
el-Msas 
Ein deutsch-israelisches Ge
meinschaftsprojekt zur Bibli
schen Archäologie 
17.15 Uhr, Gräfstr.76, Raum 801 
Veranstaltung im Rahmen des 
Kolloquiums "Neue Funde und 
Forschungen" 

Sonntag, 11. Januar 
Konzerte an der Universität 
C e n a r i u - Tri 0, München: 
Klaviertrios von J'ohannes 
Brahms und Peter I. Tschai-
kowsky ... 
17 Ulir, Aula der Universitat, 
Mertonstraße . 
Veranstalter: Junge Kantorei/ 
Studentenchor der Universität 
Frankfurt/AStA 

Dienstag, 20. Januar 
Hans-Jürgen Brandt .. 
Frankfurt: 
Antrittsvorlesung: 
Gedanken zu einigen Helden 

ten . für seine ' von ihm ge .. 
wünschten Studiengänge ins 
Feld geführten Argumente 
Rechnung zu tragen, wird 
nicht berücksichtigt. 
Der Antrag des FB 3, sei~e 
große Kapazität an Dienstle~
stungen für andere FachbereI
che rechnerisch bei der Kapa
zitätsfestsetzung zu berück
sichtigen, wird vom Ständigen 
Ausschuß für Lehr- und Stu
dienangelegenheiten auf An
trag des Präsidenten nicht be
handelt. 
All dies machte deutlich, daß 
es dem Präsidenten weniger 
darum geht, Studienplätze 
bzw. Kapazität der Universität 
zu erhalten, als darum, die fi
nanzielle und strukturelle 
Krise des Bildungssystems 
dazu auszunutzen, eine ihm 
schon seit langem unliebsame 
gesellschaftskritische Ausbil
dung von Sozialwissenschaft
ler und Lehrern erheblich 
einzuschränken. 
Nicht zuletzt durch die Ver
wirklichung bestimmter hoch
schulpolitischer Vorstellungen 
durch die Hessische Landesre
gierung hatte der FB 3 die 
Möglichkeit erhalten, ~och
schulpolitische und curncula
re Experimente zu beginnen 
und aufgrund von Stellenzu
weisungen neue Studienplätze 
zu schaffen. Dies sollte primär 
eine Ausdehnung des Bil
dungs an gebots für mehr Abitu
rienten mit dem Ziel dienen, 
die Versorgung der Gesell
schaft mit gesellschaftwissen
schaftlich ausgebildeten Ab
solventen, vor allem mit drin
gend benötigten Lehrern, si
cherzustellen. 
Diej enigen Bereiche, in denen 
vor 5 Jahren diese bildungs
politischen Zielsetzungen der 
SPD ernstgenommen wurden, 
werden nun am härtesten von 
der Kehrtwendung der SPD 
in ihren bildungspolitischen 
Zielsetzungen getroffen. In 
dieser Situation kann der 
Präsident, gestützt auf kon
servative Mehrheiten und in 
Konsens mit dem Kultusmini
ster endlich gegen die ihm 
unliebsame kritische Gesell
schaftstheorie vorgehen. 
Der Fachbereich hält es für 
seine Aufgabe, die Hochschule 
und darüber hinaus die weite
re Öffentlichkeit über die 
Auswirkungen der gegenwär
tigen, von der sozialdemokra
tischen Landesregierung zu 
verantwortenden Bildungspo
litik zu informieren. 

Der Dekan 

der Fernsehserien in der Bun
desrepublik 
16.15 Uhr, Hörsaal H 4 
Veranstalter: Fachbereich Klas
sische Philologie und Kunst
wissenschaften 

* Ernst Federn, Wien: 
10 J' ahre psychoanalytische 
Bewegung; eine historische Be
trachtung 
20.15 Uhr, Hörsaal IV 
Veranstalter: Institut für Psy
choanalyse im Fachbereich 
P.sychologie in Zusammenarbeit 
mit dem Sigmund-Freud-In
stitut, Frankfurt 

Mittwoch, 21. Januar 
Wo I f L e p e nie s, Berlin-: 
Verzeitlichung und Enthistori
sierung. Ein Modell der Wissen
schaftsentwicklung am Beginn 
der Modeme (1175-1825) 
14.15 Uhr, Fachbereichsgebäude, 
Dantestraße 4-6 
Veranstalter: Fachbereich Phi
losophie 
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Wo steht die DO? 
Der ständige ' Ausschuß für ; 
Haushaltsangelegenheiten be
handelte in seinen Sitzungen 
am 27. 11. und 18. 12. 1975 
Probleme der Sperrung von 
vorhandenen Hochschulleh
rersteIlen zum Zwecke der 
Umsetzungen innerhalb der 
hessischen Universitäten bzw. 
der Frankfurter Universität. 
Diese und andere Themen 
verursachten einen im Ver
gleich zu sonstigen Sitzungen 
großen und z. T. undiszipli
nierten Andrang meist radi
kaler Studenten. 
Aufgrund entsprechender An
kündigungen hatte die Uni
versitätsspitze für den 27. 11. 
Polizeischutz angefordert und 
im Einklang mit § 9 HUG nur 
einer vertretbaren Zahl von 
Zuhörern Einlaß in den Se
natssaal, wo die Sitzung statt
fand, gewährt. 
Die sog. "Demokratische Op
position" im Ausschuß sah 
sich unter diesen Umständen 
in ihrer Tätigkeit "eingeengt" 
und verließ unter Protest den 
Sitzungsraum. . 
Um einer möglichst großen 
Zahl von Zuhörern Gelegen
heit zur Teilnahme an der 
planmäßigen Sitzung am 18. 
12. zu geben, wurde diese in 
der "Camera" abgehalten. 
Etwa 80 bis 90 Personen nah
men diese Gelegenheit auch 
wahr, darunter ca. 40 Vertre
ter extremistischer studenti
scher Splittergruppen. 
Während der Diskussion, die 
wie immer und entgegen den 
üblichen Regeln parlamentari
scher Verfahrensweisen unter 
Einbeziehung von Wortmel
dungen aus dem Zuhörerkreis 
ablief, kam es wiederholt zu 
Verunglimpfungen und Ver-

leumdungen . des Präsidenten 
und der Ausschußmitglieder 
seitens der Chaoten. So wurde 
unter anderem dem Präsiden
ten und implizit auch allen 
Hochschullehrern schlechthin 
die Veruntreuung von Mitteln 
vorgeworfen, die den betref
fenden Personen, die den 
mühsamen Weg der Antrags
teIlung und Berichterstattung 
nicht scheuen, von der Deut
schen Forschungsgemeinschaft 
zur Finanzierung von For
schungsprojekten bereitge
stellt werden. Ferner wurden 
die Ausschußmitglieder pau
schal als korrupt ' und als ver
krachte Existenzen bezeichnet. 
Der Präsident und die Aus
schußmitglieder der Mehr-.~ 
heitskoalition haben diese Be
leidigungen energisch zurück
gewiesen. Es war beachtens
wert festzustellen, daß die der 
Demokratischen Opposition 
angehörenden Ausschußmit
glieder keinen Protest anmel
deten. 
Als der Ausschuß schließlich 
Beschlüsse faßte, die den ra
dikalen Studenten nicht gefie
len, rotteten diese sich in der 
Nähe des Ausgangs des Saals 
zusammen und gaben ihr 
Mißfallen dadurch zum Aus
druck, daß sie die Ausschuß
mitglieder mir rohen Eiern 
bewarfen. Wie üblich, haben 
sich danach die Eierwerfspe
zialisten ihrer Identifizierung 
durch feige Flucht entzogen. 
Gegen Ende der Sitzung hat 
der Ausschuß auf meinen An
trag hin folgende Beschlüsse 
gefaßt: 
1. Auf Antrag des Vizepräsi
denten verurteilt der Aus
schuß die o. a. Aktionen einer 
extremen Splittergruppe aufs 

schärfste. Beschluß H 3.45/6: 
7/0/4 
2. Der Ausschuß beschließt, 
bis auf weiteres keine Sitzun
gen mehr in der Camera ab
zuhalten. (Anm.: Dieser Be
schluß gilt so lange, bis der 
Ausschuß anderweitig be
schließt). Beschluß H 3.45/7:7/ 
4/0 
Die D. O. konnte sich beim 
ersten Antrag lediglich der 
Stimme enthalten. Sie stimm
te gegen den zweiten Antrag. 
Es bleibt in der Tat die Frage 
offen: wo steht die Demokra
tische Opposition heute? 

Hartwig Keim 

Beschluß zur 
Sperrung ... 
(Fortsetzung von Seite 1) 
Hierdurch werden erfaßt: 2 H 
4-Professuren im Fachbereich 
GeseiIschaftswissenschaften, 2 
H 4-Professuren im Fachbe
reich Neuere Philologien, 1 H 
3-Professur im Fachbereich 
Gesellschaftswissenschaften, 1 
H 3-Professur im Fachbereich 
Neuere Philologien und 3 H 3-
Professuren aus der Zentralen 
Reserve des Präsidenten. 
Während dieser Sitzung wur
den die Ausschußmitglieder 
mit rohen Eiern beworfen. 
Der Ausschuß tagte entgegen 
seiner sonstigen Gewohnheit 
nicht im Senatssaal, sondern 
in der größeren "Camera", um 
so die Forderung nach einer 
größeren Öffentlichkeit zu er
füllen. Eine Schilderung und 
Beurteilung dieses Vorfalles 
enthält der Beitrag des Vize
präsidenten Prof. Dr. Hartwig 
KeIm "Wo steht die DO?" Prof. 
Lepper, Mitglied des Haushalts
ausschusses, begründet qas 
Verhalten der DO in der neben
stehenden Erklärung. 
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Erklärung der DO 
Als brisantester Tagesord
nungspunkt stand auf Antrag 
des Präsidenten die Sperrung 
und teilweise Umsetzung von 
vakanten HochschullehrersteI
len zur Entscheidung an. Die 
Beschlußvorlage des Präsiden
ten richtete sich insbesondere 
gegen die lehrerausbildenden 
Facl~bereiche 3 und 10. Sie 
war seit einiger Zeit zwischen 
den Konventsfraktionen um
stritten. Und sie war als Indiz 
zugleich für ein dirigistisches 
Verhältnis des Präsidenten zu 
den Fachbereichen universi
tätsöffentlich debattiert wor..' 
den. Deswegen hatten die DO
Vertreter als Sitzungsort die 
Camera beantragt, um einer 
größeren Öffentlichkeit den 
Zutritt zu ermöglichen. 
Die Studenten, die gekommen 
waren, unterbrachen den 
Gang der Debatte auf dem Po
dium wiederholt, teils mit Re
debeiträgen, teils mit polemi-
schen Anwürfen. . 
Als bei der Abstimmung die
selbe Mechanik wieder spür
bar geworden war, die die 
Ausschußarbeit der zurücklie
genden Konventsperiode ge
kennzeichnet hatte, als mithin 
jeder Außenstehende den Ein
druck erhalten haben mußte, 
daß die Entscheidung zugun
sten der Anträge des Präsi
denten längst gefallen war, 
verließen die Studenten, um 
gegen dieses Verfahren zu 
protestieren, die Sitzung. 
Was dann folgte, ist bekannt. 
Einige Studenten glaubten ih
ren Protest aktionistisch 
durch Eierwerfen unterstrei
chen zu sollen. Der Vorgang, 
als solcher ganz sinnlos, de
monstrierte, welche Kluft 
zwischen den Selbstverwal-

tungsgremien der Universität 
und der Studentenschaft ge
genwärtig besteht. 

Er hinterließ bei den Aus
schußmitgliedern eine Verun
sicherung, (lie sich. in gegen
seitigen Anschuldigungen Luft 
zu machen drohte. Der Vize
präsident unternahm es, die 
Situation zu bewältigen. Er 
stellte den Antrag, der Aus
schuß möge erklären, daß er 
den Vorfall als "Aktion einer 
extremen Splittergruppe aufs 
schärfste" verurteilt. Er fügte 
indessen noch eine persönli
che Bemerkung hinzu: daß er 
nämlich mit Interesse regi
strieren werde, wer von den 
Ausschußmitgliedern Beden
ken trage, dem Antrag zuzu
stimmen. - Der Antrag selbst 
war, wenn auch als Form ze
remonialer Verarbeitung des 
Vorgefallenen einzuschätzen, 
so doch dem Inhalt nach zu 
befürworten. Die begleitende 
Bemerkung jedoch mußten die 
Vertreter der DO auf sich be
ziehen; sie konnten in ihr nur 
eine provokatorisch erwogene 
alternative Form der Unsi
cherheitsbewältigung und 
nämlich den Versuch erken
nen, im Zweifelsfalle wenig
stens klare ausschußinterne 
Fronten zu schaffen und die 
Oppositionsvertreter der Sym
pathie mit den Aktionisten zu 
verdächtigen. Die der DO an
gehörenden Ausschußmitglie
der haben sich aus diesem 
Grund bei der Beschlußfas
sung der Stimme enthalten. 

Gisbert Lepper 

•••••••••••••••••••• 
Drei Technische Hochschulen 
in den Niederlanden (Delft, 
Twente, Eindhoven) bieten an: 

Neues Kontonummern-System 
FORSCHUNGS STIPENDIEN 
für September 1976 
bis S~ptember 1977 
Bewerberkreis : Graduierte (mit 
mindestens 1 Jahr Forschungs
erfahrung) und junge Wissen
schaftler Um eine möglichst unkompli

zierte Bewirtschaftung der 
Haushaltsmittel und gleichzei
tig eine effiziente Haushalts
führung zu ermöglichen, wird 
an der Universität Frankfurt 
ab sofort die Anordnungsbe
fugnis neu geregelt und ein 
neues Kontonummernsystem 
eingeführt. In der Vergangen
heit lagen die Anordnungsbe
fugnis sowie die Befugnis, die 
sachliche Richtigkeit zu be
scheinigen, bei den Dekanen 
und den Direktoren der Uni
versitätsinstitute sowie bei 
den Lehrstuhlinhabern. Mit 
der organisatorischen Neuord
nung der Universität ist auch 
die Neuregelung dieser Zeich
nungsrechte notwendig ge
worden. 
Die Anordnungsbefugnis soll 
auf einen möglichst kleinen 
Kreis von Personen be
schränkt werden und wird 
daher grundsätzlich durch die 
Zentralverwaltung wahrge
nommen. 
Darüber hinaus erhalten die 
Anordnungsbefugnis : 
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Goethe-Universität Frankfurt am 
Main. 
Herausgeber: Der Präsident der 
Uni-versität Frankfurt. 
Redaktion: Andrea Fülgraff und 
Reinhard Heisig, Pressestelle der 
Universität, Senckenberganlage 31 
6000 Frankfurt am Main. Telefon; 
(06 11) 7 98 - 25 31 oder 24 72. Telex: 
04 13 932 unif d. 
Druck: Union-Druckerei, 6000 Frank-
furt am Main. . 
Namentlich gezeiclinete Beiträge 
geben nicht unbedingt die Meinung 
des Herausgebers wieder. 
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am Donnerstag mit Ausnahme der 
Semesterferien. Die Auflage von 
15 000 Exemplaren wird an die Mit
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am Main verteilt. 

1. die Dekane der Fachberei
che und ihre gesetzmäßigen' 
Vertreter, 
2. die Leiter von sonstigen 
fachbereichsunabhängigen Or
ganisationseinheiten (z. B. Di
daktisches Zentrum, Hoch
schulrechenzentrum usw.) und 
ihre gesetzmäßigen Vertreter, 
3. die Empfänger von Dritt
mitteln für ihr Drittmittel
konto, 
4. die Inhaber von Verwahr
konnten in bezug auf diese 
Konten. 
Die nach Ziffer 1 und 2 erteil
te Anordnungsbefugnis gilt 
nur für den Fall, daß die Zen
tralverwaltung die Ordnungs
und Rechtmäßigkeit einer 
Ausgabe nicht überprüfen 
kann und daher nicht bereit 
ist, für eine Anordnung die . 
Verantwortung zu überneh
men. Jede Rechnung u. ä. ist 
daher in der Regel nach der 
Feststellung der sachlichen 
Richtigkeit an die Zentralver
waltung zu übersenden. Diese 
erteilt die Anordnung an die 
Kasse, es sei denn, der oben 
beschriebene Ausnahmefall 
liegt vor. 
Der Kanzler schickt auf An
trag Mitteilungsvordrucke an 
denjenigen, dem Anordnungs
befugnis erteilt werden soll. 
Dieser hat drei Exemplare 
auszufüllen und darauf eine 
Unterschriftsprobe zu leisten: 
Die ausgefüllten Exemplare 
sind an den Kanzler zurück
zusenden. Dieser prüft, ob die 
Voraussetzungen für die Er
teilung gegeben sind und gibt 
zwei Exemplare weiter an die 
Universi tä tskasse. 
Alle Anordnungen ' sind stets 
über den Kanzler an die Kas
se zu senden, da dieser ver
pflichtet ist zu prüfen, ob .die 
Belege . den f-ormellen haus-

haltsrechtlichen Vorschriften 
entsprechen. Außerdem muß 
er Ausgaben und Einnahmen 
in der Haushaltsüberwa
chungsliste erfassen. 
Die Befugnis zur Feststellung 
der sachlichen Richtigkeit er
hält auf Antrag grundsätzlich 
jeder, für den bei der Haus
haltsabteilung ein Konto ge
führt wird. 
Konten werden geführt für: 
1. die Fachbereiche, 
2. die Betriebseinheiten, 
3. Arbeitsgruppen, sofern sie 
den gesetzlichen Kriterien des 
§ 20 Abs. 3 S. 2 HUG entspre
chen, 
4. wissenschaftliche Zentren 
und interdisziplinäre Arbeits
gruppen i. S. von § 26 HUG, 
5. in Ausnahmefällen einzelne 
Hochschullehrer, die keiner 
Betriebseinheitangehören, 
6. Drittmittel. 
Hat der Fachbereich keine 
Untergliederung vorgenom
men, wird für ihn nur ein 
Konto geführt. 
Für die zentral vom Fachbe
reich verwalteten Mittel üben 
der Dekan und seine gesetz
mäßigen Vertreter die Fest
stellungsbefugnis aus. Er kann 
bei Bedarf maximal zwei an
dere Bedienstete zusätzlich 
mit dieser Aufgabe betrauen. 
Für die übrigen Organisati
onseinheiten gilt entsprechen
des: primär befugt sind der 
Leiter und sein Vertreter; bei 
Bedarf kann auch zusätzlich 
ein anderer Bediensteter die 
Feststellungsbefugnis übertra
gen erhalten. 
Das neue Kontonummernsy
stem entspricht dem neuesten 
Stand der Gliederung der 
Universität und der Fachbe
reiche. Da der neue Bu
chungsautomat, der zu Jahres
beginn bei der Haushaltsab-

teilung in Betrieb genommen 
worden ist, sieben Stellen zur 
Verfügung hat, werden sie
benstellige Kontonummern 
zugeteilt. 
Einzelheiten der Neuregelun
gen sind einem Rundschreiben 
des Präsidenten, das dem
nächst auch im "MUF" er
scheinen wird, zu entnehmen. 

Forschungsgebiete : Ma thema
tik, Chemie, Angewandte Phy
sik, Philosophie und Sozial
wissenschaften 
Bewerbungstermin: 15. Januar 
1976 bei der Technischen Hoch
schule direkt 
Ei.nzelheiten bei der Auslands
stelle der Universität. 

Neue Studentengruppe 
Ständiger Leistungsdruck, 
Streß, mangelnde Lernmotiva
tion und Vereinsamung sind 
nur einige der Probleme, de
nen jeder Student in unserer 
Gesellschaft in steigendem. 
Maß ausgesetzt ist. Psychoso
matische Krankheiten, De
pressionen und Neurosen sind 
die Folge. 
Die "Students International 
Meditation Society" (SIMS) 
will durch das Programm der 
Transzendentalen Meditation 
(TM) diese Probleme beseiti
gen. In einem Informations
vortrag am 14. 1. 1976 um 19 
Uhr im ' "Weltplancenter 
Frankfurt", Stettenstraße 39, 
zu dem alle eingeladen sind, 
die sich einmal mit meditie
renden Kommilitonen unter
halten wollen, werden Mit
glieder der SIMS ausführlich 
über ihr Programm und ihre 
Tätigkeit berichten. 
Grundlage der Gründung der 
SIMS war eine einfache, gei
stige Methode der Bewußt
seinsentfaltung, die Technik 
der TM. Die subjektive Ver
besserung der individuellen 
Lebensqualität bei meditie
renden Studenten wurde nach 

Ansicht der SIMS seit 1970 
zunehmend durch objektive, 
wissenschaftliche Untersu
chungen bestätigt. 
Aufgrund der steigenden An
zahl wissenschaftlicher Unter
suchungen von verschiedenen 
Instituten wurde im April 
1975 in Weggis, Schweiz, die 
Maharishi European Research 
University gegründet, deren 
Aufgabe die Erforschung hö
herer Bewußtseinszustände 
ist. 
Die Ausübung der Technik 
der TM führe zur Erfahrung 
eines 4. Hauptbewußtseinszu
stands, des "Bereichs der ge
ringsten Anregung" (Wallace, 
1970, "The physiological Ef
fects of TM"). Nach dieser Er
fahrung und darauf folgender 
größerer Zielgerichtetheit und 
Geordnetheit des Denkens sei 
jegliche Aktivität leichter und 
effektiver. 
Alle, die sich nicht nur mit 
einseitiger Information begnü
gen wollen, können bei fol
gender Kontaktadresse oder 
bei dem oben erwähnten 
Treffen ' Näheres erfahren: 
ßans-Jürgen Noske, Stetten
straße 39, Tel. 55 41 99. 

• 
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Anderungen in der Ausbildungsförderung 
Das Gesetz zur Verbesserung 
der Haushaltsstruktur vom 18. 
Dezember 1975 bringt für das 
Bundesausbildungsförderungs
gesetz (BAföG) einschneiden
de Änderungen. Sie sind in 
Artikel 18 enthalten. 

1. Der Gesetzgeber hatte in § 35 
BAföG zur Pflicht gemacht, 
die Bedarfssätze, d. h. die 
Höhe der Stipendien alle zwei 
Jahre zu überprüfen und ge
gebenenfalls neu festzusetzen. 
Diese Frist wäre im Jahre 
1975 abgelaufen. Sie wird in 
das Jahr 1976 verlegt. Im Jah
re 1976 gelten also die Be
darfssätze und Freibeträge in 
der bisherigen Höhe weiter. 
2. Bei der Neufestsetzung der 
Stipendien und Freibeträge 
waren bisher (§ 35, Satz 2) 
"der Entwicklung der Ein
kommensverhältnisse und der 
Vermögensbildung sowie den 
Veränderungen der Lebens
haltungskosten Rechnung zu 
tragen". Das bedeutete eine 
automatische Anpassung der 
Stipendien ähnlich wie in der 
Rentenversicherung. Der Ge
setzgeber hat das nunmehr 
geändert. Er hat hinter das 
" '{ ort "Lebenshaltungskosten" 
die Worte "sowie der finanz
wirtschaftlichen Entwicklung" 
hinzugefügt. Der Umfang der 
Ausbildungsförderung wird in 
Zukunft· also auch danach be
messen werden, was der Bun
deshaushalt und die Länder
haushalte für diesen Zweck 
hergeben können. 

Damit sind Bestimmungen des 
Honnefer Modells wieder in 
Kraft gesetzt, die seinerzeit 
besagten, daß die Förderungs
ausschüsse der Hochschulen 
die Stipendien und Darlehen 
nur nach "Maßgabe der vor
handenen Mittel" bewilligen 

durften (Bewilligungsbedin
gungen des BMdI vom 1. 9. 
1966 A IV Ziffer 3 a) Satz 2). 
Überhaupt sind jene Fort
schritte, die das BAföG ge
genüber dem bis 1971 beste
henden Honnefer Modell für 
Studierende an Hochschulen 
brachten, längst aufgezehrt. 
Im Gegenteil, das BAföG fällt 
an entscheidenden Stellen 
nunmehr hinter das damalige 
Förderungswesen zurück. Das 
war vorauszusehen. 

3. Wer nach dem 31. März 1976 
die Fachrichtung wechselt, er
hält die Förderung ausschließ
lich als Darlehen, wenn "der 
Wechsel der Fachrichtung nach 
dem Ende des zweiten Seme
sters erfolgt". Damit soll das 
sogenannte "Parkstudium" der 
vom Ne Betroffenen verhin
dert werden. Soweit das rich
tig' ist, werden doch auch vie
le von dieser Bestimmung be
troffen, die ihre Begabung 
und Neigung erst während des 
Studiums entwickeln und er
kennen. Die höheren Schulen 
bereiten kaum auf ein wissen
schaftliches Studium vor, und 
die Studien bzw. Berufsbera
tung ist längst nicht so weit 
entwickelt, daß sie einen su
chenden Abiturienten maß
geblich und endgültig in das 
"richtige" Fach einschleusen 
kann. 
4. Ein Student, dessen Bewil
ligungszeitraum für eine För
derung nach dem 31. 12. 1975 
beginnt bzw. neu beginnt, das 
sind die Wiederholungsanträ
ge nach Ablauf des jetzigen 
Bewilligungszeitraumes und 
die Neuanträge, erhält, falls 
er bei seinen Eltern wohnt, 110 
DM monatlich, wohnt er nicht 
bei den Eltern, 130 DM als 
Grunddarlehen. In Zukunft 
sind also die ersten 110 bzw. 

130 DM der Förderung immer 
Darlehen, bisher waren es 70 
bzw. 80 DM monatlich. Nach 
einem 5jährigen Studium sind 
somit in der Regel 6600 bzw. 
7800 DM zurückzuzahlen, falls 
die monatliche Förderungs
summe 110 oder 130 DM im 
Monat ausmacht. 

5. Beträge unter 30 (bisher 
20) DM monatlich werden 
nicht mehr ausgezahlt. 

6. Durch den Artikel I, § 1 
Ziffer 5 und 6 werden die 
Studenten künftig (ab 1. 4. 
1976) stärker an ihr Eltern
haus angebunden. Bisher 
konnte ein Student, dessen 
EI tern den ihnen vom Gesetz 
zugemuteten Zuschuß zum 
Studium nicht leisteten oder 
nicht leisten konnten, dennoch 
diesen Betrag als Förderung 
erhalten, wenigstens als Dar
lehen, das zu verzinsen war. 
Der Student mußte dabei er
klären, daß eine Überleitung 
seines Unterhaltsanspruches 
gegenüber den Eltern an das 
Bundesland seines Wohnsitzes 
sein Verhältnis zu den Eltern 
außergewöhnlich nachhaltig 
stören würde. Diese Bestim
mung fällt ersatzlos fort. Wer 
in Zukunft Geld vom Ausbil
dungsförderungsamt haben 
will, weil seine Eltern nichts 
oder nicht genügend zahlen, 
muß automatisch mit einem 
Unterhaltsprozeß des Amtes 
gegen seine Eltern rechnen. 

7. Um der Preissteigerung ge
recht zu werden, bestimmt 
Artikel 18, § 2, daß mit Be
ginn eines Bewilligungszeit
raumes nach dem 31. 12. 1975 
ein Härtezuschlag von 10 Pro
zent auf die bewilligte Förde
rung aufgeschlagen wird. Das 
gilt nicht für Sonderleistun
gen wie etwa den Betrag für 

Familienheimfahrten, ztisä tzli
ches Wohnungsgeld etc. Der 
Gesetzgeber rechnet damit, 
daß die Eltern ihren Beitrag 
ebenfalls . entsprechend erhö
hen; denn wer bisher etwa 
200 DM erhielt, bekommt 
nunmehr 220 DM im Monat, 
während sich seine Lebens
haltung doch um mindestens 
10 Prozent der Gesamtkosten 
erhöht hat. 
8. Familien mit ,einem oder 
zwei in Ausbildung stehenden 
Kindern werden in Zukunft, 
d. h. mit Beginn eines neuen 
Bewilligungszeitraumes nach 
dem 31. 12. 1975, stärker zur 
Finanzierung des Studiums 
ihrer Kinder herangezogen. 
§ 25 BAföG bestimmte bisher, 
daß von dem Geld, das die El
tern über die Freigrenzen hin
weg zur Verfügung hatten, ih
nen 40 Prozent verblieben, da
nach für jedes in Ausbildung 
befindliche Kind bzw. Klein
kind nochmals 5 Prozent. Erst 
den darüber hinausschießen
den Betrag mußten sie für das 
Studium einsetzen. Der oben 
genannte Satz von 40 Prozent 
ist nunmehr auf 25 Prozent 
gesenkt worden, für jedes 
Kind dagegen wurde er auf 10 
Prozent erhöht. Das bedeutet: 
Ist nur noch ein Kind in Aus
bildung, so mußten die Eltern 
bisher 55 Prozent ihres über 
die Freigrenzen hinausragen
den Einkommens diesem Kind 
geben, in Zukunft sind es 65 
Prozent. Bei drei Kindern in 
Ausbildung bleibt der alte Zu
stand erhalten, erst bei vier 
gleichzeitig in Ausbildung be
findlichen Kindern verbessert 
er sich. Das sind nach den Er
fahrungen aber Ausnahmen. 

Es empfiehlt sich, diese neuen 
Bestimmungen sorgfältig zu 
überdenken. Viele Studenten 

besitzen einen Bewilligungs
bescheid, der am 31. 3. 1976 
abläuft. Für sie verändern 

. sich die Förderungssätze 
schon vom 1. 4. 1976 an, evtl. 
erhalten sie gar nichts mehr. 
Wer im Besitz eines. Beschei- ' 
des bis zum 31. 9. 1976 ist, 
sollte rechtzeitig seinen Wei
terbewilligungsantrag für das 
Wintersemester 1976/77 stel
len, um nicht zu spät böse 
Überraschungen zu erleben .. 

Gerhard Kath 

Segellehrgänge 

Das Zentrum für Hochschul
sport führt in Zusammenar
beit mit dem Deutschen Hoch
seesportverband "Hansa" e. V. 
erstmalig einen theoretischen 
und praktischen Lehrgang im 
Segeln durch. 
Die finanziellen Bedingungen 
für diesen Lehrgang beruhen 
auf einer Sondervereinbarung 
und sind daher besonders 
günstig. 
Teilnahmevoraussetzung ist 
die Beteiligung an der theore
tischen und praktischen Aus
bildung. 
Anmeldungen werden bis zum 
16. 1. 1976 im Geschäftszim
mer des Zentrums für Hoch
schulsport entgegengenom
men. Teilnahmeberechtigt 
sind nur Studenten' der Uni
versität Frankfurt. 
Die Lehrgänge werden nur 
bei Teilnahme von mindestens 
12 Personen je Kurs durchge
führt. 
Die theoretischen Veranstal
tungen finden im Zen trum für 
Hochschulsport statt. 

Im Fachbereich Klassische Philologie und Kunstwissen
schaften (9) sind folgende Verträge für wissenschaft
liche Hilfskräfte zu vergeben: 

Am Deutschen Seminar ist ab sofort eine 
SEKRETÄRINNENSTELLE 

Im Institut für Wirtschaftspädagogik (Fb 4) ist ab 
1. Februar 1976 für 3 Jahre die Stelle als 

WISSENSCHAFTLICHE HILFSKRÄFTE 
OHNE ABSCHLUSS 

1. Im Institut für Klassische Philologie zum 1. 4. 1976 
mit dem Aufgabengebiet: Unterstützende Tätigkeiten 
in ' der allgemeinen Verwaltung, in Forschung und 
Lehre. 
Bewerbungen bis zum 15. Januar 1976 an den Gf. Di
rektor des Instituts für Klassische Philologie, Gräf
straße 76. 
2. Im Kunstgeschiclltlichen Institut vom 1. April bis 
30. September 1976 mit dem Aufgabengebiet: Betreu
ung der Diasammlung, Projektion in dell Lehrveran
staltungen, Vorbereitung von Lehrveranstaltungen, 
Hilfe bei der Bibliotheksbetreuung (voraussichtlich: 
40 Stunden/Monat). 
Bewerbungen bis zum 15. Januar 1976 an den Gf. Di
rektor des KunstgeschichtlichEm Instituts, Gräfstr. 74. 

Im Institut für Jugendbuchforschung des Fachberei
ches 10 (Neuere Philologien) ist ab 1. Februar 1976 die 
Stelle einer 

SEKRETÄRIN (HALBTAGS) BAT VIb 
zu besetzen. 
Bewerbungen sind zu richten an das Institut für 
Jugendbuchforschung, Georg-Voigt-Straße 10, Telefon 
798 / 3564. 

Im Fachbereich Geschichtswissenschaften, Ständige 
Betriebseinheit Seminar für Griechische und Römische 
Geschichte/Bereich Epigraphik, Numismatik, Papyro
logie sowie Provinzialrömische Archäologie ist die 
Stelle eines 

WISSENSCHAFTLICHEN MITARBEITERS 
(BA T II a) nach § 45 HUG ab 1. April 1976 zu besetzen. 
Aufgabengebiet: Fortführung und wissenschaftliche 
Auswertung der Spezialkartei antiker Toreutik von 
A. Radnoti. Ausbau und Dokumentation der Provin
zialrömischen Fotokartei. Laufende Fortführung der 
Fachbibliographie. 
Einstellungsvoraussetzungen: Dr. phi!. in Altertums
wissenschaften; gute Kenntnisse der antiken Toreutik 
bzw. der ProvinzIalrömischen Archäologie; Grund
kenntnisse in Fragen der Wirtschaftsgeschichtlichen 
Probleme der Zeit. 
Bewerbungen sind bis zum 20. Januar 1976 an den Ge
schäftsführenden Direktor des obigen Seminars, Gräf
straße 76, VII. Stock, zu richten. 

nach BAT VII (20 Wochenstunden) zu besetzen. Erfor
derliche Qualifikationen: Schreibmaschine, Stenogra
phie, wenn möglich, Fremdsprachen (Englisch, Franzö
sisch). 

Im Seminar für Ökonomie ist am 1. März 1976 eine 
BAT II a-Stelle für einen 

WISSENSCHAFTLICHEN MITARBEITER 
zu besetzen. 
Aufgabenbereich: Organisation, Vorbereitung und 
Durchführung von Lehrveranstaltungen und For
schungsprojekten, Betreuung und Bedienung von Ge
räten, Aufbau 'und Pflege von Informationsbanken, 
Anleitung von studentischen Hilfskräften. 
Erforderlich sind Kenntnisse im Programmieren von 
EDV -Anlagen (insbesonder.e FORTRAN), in Mathema
tik und in Volkswirtschaftslehre. Von Vorteil wären 
Kenntnisse in Statistik und Ökonomie. 
Im Rahmen der bestehenden Möglichkeiten wird dem 
wissenschaftlichen Mitarbeiter Gelegenheit zu selbst
bestimmter Forschung, insbesondere zu Arbeiten an 
einer Dissertation, gegeben (§ 45 HUG). 

.Bewerbungen werden erbeten bis zum 1. Januar 1976 
an den Direktor des Seminars für Ökonomie, 6 Fank
furt am Main, Mertonstr. 17, Zi. 105 C, I. St., Tel. 2674. 

Am Seminar für Verkehrsbetriebslehre ist die ab 1. Fe
bruar ~976 freiwerdende Stelle eines 

WISSENSCHAFTLICHEN MITARBEITERS 
(BAT 11 a) für die Dauer von zunächst 3 Jahren zu be
setzen. 
Der Stelleninhaber soll (gem. § 45 HUG) Professor Dr. 
Riebel bei der Vorbereitung und Durchführung von 
Lehr- und Forschungsaufgaben, insbesondere durch die 
Ausarbeitung von übungsbeispielen und Fallstudien, 
unterstützen und bei der wissenschaftlichen Betreuung 
von Sammlungen und Gerät sowie in der Seminar
verwaltung mitwirken. 
Der Bewerber muß über gute betriebswirtschaftliche 
Kenntnisse, insbesondere im Bereich des Rechnungs
wesens und seiner Anwendung verfügen und die Prü
fung als Diplom-Kaufmann oder ein entsprechendes 
Examen bestanden haben. Englischkenntnisse werden 
selbstverständlich vorausgesetzt; Kenntnisse in EDV 
und Unternehmensforschung sind von Vorteil. 
Im Rahmen der bestehenden Möglichkeiten wird dem 
wissenschaftlichen Mitarbeiter Gelegenheit zu selbst
bestimmter Forschung, insbesondere zu Arbeiten an 
einer Dissertation, gegeben (§ 45 HUG). 
Bewerbungen sind bis zum 18. Januar 1976 zu richten 
an das Seminar für Verkehrsbetriebslehre, z. Hd. von 
Herrn Professor Dr; P. Riebe!. 

WISSENSCHAFTLICHER MITARBEITER 
nach BAT II a zu besetzen. 
Tätigkeitsmerkmale: Mitarbeit bei Planung und Durch
führung von Grundkursen, Pro- und Hauptseminaren, 
Mitarbeit an Entwicklung von Lehrplänen für die Aus
bildung von Ausbildern, Betreuung und Beratung von 
Arbeitsgemeinschaften, Referaten, Diplomarbeiten so
wie Studienberatung. 
Studiengang: Ausbildung von Diplom~Handelslehrern, 
insbesondere außerschulisches Lernfeld. Es besteht Ge
legenheit zu selbständiger Forschung mit dem Ziel der 
Promotion oder Habilitation und zur Vorbereitung auf 
die Dozentur. 
Qualifikation: Diplom in Pädagogik oder Wirtschafts

- pädagogik, evtl. Staatsexamen, möglichst praktische 
pädagogische Erfahrung. 

Im Fachbereich Physik ist ab sofort für die Dauer von 
drei Jahren eine BAT II a-Stelle für einen 

WISSENSCHAFTLICHEN MITARBEITER 
zu besetzen. 
Aufgabengebiet: Dienstleistung und Mitwirkung bei 
physik-didaktischen Untersuchungen und laufendeR 
Entwicklungsarbeiten. 
Die Dienstleistungen sind am Institut für Didaktik der 
Physik zu erbringen. Im Rahmen der bestehenden 
Möglichkeiten wird Gelegenheit zu selbstbestimmter 
Forschung, insbesondere zu Arbeiten an einer Disserta
tion, gegeben (§ 45 HUG). 
Einstellungsvoraussetzungen : Abgeschlossenes stu
dium an einer wissenschaftlichen Hochschule. 
Bewerbungen bis 15. Februar 1976 an den Dekan des 
FbPhysik. 

Stellengesuche 

VERWALTUNGSANGESTELLTE 

(seit mehreren Jahren in einem Universitätsinstitut 
tätig, mit abgeschlossener Berufs- und engl. Handels
korrespondentinnenausbildung) sucht baldmöglichst 
oder auch später im Verwaltungs-, Bibliotheksbereich 
oder dergleichen eine Stelle, bei der Maschinenschreib
arbeiten nicht oder nur im geringen Umfang erforder
lich sind. Telefon 7 9822 18. 


	0001
	0002
	0003
	0004

